
 
 

Umlegungsverfahren „Sattlersäcker“ 

Gemeinde Billigheim 

Gemarkung Allfeld 

 

 

Bekanntmachung der Unanfechtbarkeit des Umlegungsplans 

 

Der Umlegungsplan „Sattlersäcker“, bestehend aus Umlegungskarte und Umlegungsverzeichnis, der 
durch Beschluss des Umlegungsausschusses vom 28.04.2025 aufgestellt wurde, ist am 27.06.2025 für 
die Flurstücke der Gemarkung Allfeld 

Nr.: 4586, 5830, 6625, 6626, 6627, 6628, 6629, 6630, 6631, 6632, 6633, 6634, 6635, 6636, 6637, 6638, 
6639, 6640, 6641, 6642, 6643, 6644, 6645, 6646 

unanfechtbar geworden. 

 

Mit dieser Bekanntmachung wird gemäß § 72 Abs. 1 BauGB (Baugesetzbuch in der geltenden Fassung) 
der bisherige Rechtszustand durch den im Umlegungsplan vorgesehenen neuen Rechtszustand ersetzt. 

Diese Bekanntmachung schließt die Einweisung neuer Eigentümer in den Besitz der zugeteilten Grund-
stücke ein. 

Die Berichtigung des Grundbuchs und des Liegenschaftskatasters wird bei den zuständigen Behörden 
veranlasst. Bis zur Berichtigung des Grundbuchs ist die Einsicht in den Umlegungsplan jedem gestattet, 
der ein berechtigtes Interesse darlegt. 

 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diese Bekanntmachung kann binnen sechs Wochen, vom Tage dieser Bekanntmachung an ge-
rechnet, schriftlich oder mündlich zur Niederschrift bei der Umlegungsstelle -Bürgermeisteramt der Billig-
heim -, Sulzbacher Str. 9, 74842 Billigheim, Antrag auf gerichtliche Entscheidung gestellt werden. 

Der Antrag muss den Verwaltungsakt bezeichnen, gegen den er sich richtet. 

Er soll die Erklärung enthalten, inwieweit die Bekanntmachung angefochten wird und einen bestimmten 
Antrag enthalten. Er soll die Gründe sowie die Tatsachen und Beweismittel angeben, die zur Rechtferti-
gung des Antrages dienen. 

Über den Antrag entscheidet das Landgericht Karlsruhe, Kammer für Baulandsachen. Die Frist wird nur 
gewahrt, wenn der Antrag innerhalb der genannten sechs Wochen bei der Umlegungsstelle der Gemein-
de Billigheim eingeht. 

Wird die Frist durch das Verschulden eines Bevollmächtigten oder eines Vertreters versäumt, so wird 
dessen Verschulden dem vertretenden Beteiligte zugerechnet. 

Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung kann ohne Rechtsanwalt gestellt werden. Für sämtliche weiteren 
prozessualen Erklärungen in der Hauptsache muss sich der Antragssteller dann aber eines vertretungs-
berechtigten Rechtsanwalts bedienen (§ 222 Abs. 3 BauGB) 

 

 

Billigheim, den 27.06.2025 

Vorsitzender des Umlegungsausschusses 

gez. Martin Diblik, Bürgermeister 
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